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Zusammenfassung: Seit 2017 sind auf EU-Ebene erhebliche sozialpolitische Aktivitä-
ten zu beobachten. Der 2020 vorgestellte Richtlinienentwurf für einen europäischen 
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der sozialpolitischen Aktivitäten und des damit einhergehenden diskursiven Wandels 
europäischer Arbeitspolitik. Entgegen der Annahme, dass derzeit ein grundlegender 
Paradigmenwechsel beobachtet werden kann, wird argumentiert, dass die Initiativen 
einen weitgehend symbolischen Charakter haben und aus den politischen Desinte-
grationstendenzen und den neuen geopolitischen Herausforderungen resultieren.
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1. Einleitung

Gleich zu Beginn ihrer Rede zur Lage der Europäischen Union (EU) im Sep-
tember 2021 betonte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (2021: 8) 
ihr Anliegen, die Corona-Pandemie müsse sozialverträglich bewältigt werden 
und mit einer Kompetenzerweiterung für die EU einhergehen. Die Schaffung 
»fairer Arbeitsbedingungen« und »menschenwürdige Arbeitsplätze« seien 
zentrale Ziele der EU-Kommission. Die blumigen Worte erscheinen vor dem 
Hintergrund der arbeitspolitischen Interventionen in den EU-Mitgliedsstaaten 
während der Eurokrise skurril, hatte doch insbesondere die Kommission auf 
eine kompetitive Restrukturierung der nationalen Arbeitsmärkte gedrängt 
(Syrovatka 2022). Die Krise wurde damals auf zu hohe Lohnkosten, verkrus-
tete Arbeitsmärkte, starre Kündigungsfristen und machtvolle Gewerkschaf-
ten zurückgeführt und die Krisenbearbeitung daher auf die Steigerung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit fokussiert.

Allerdings beobachtet die Forschung spätestens seit 2017 einen Wandel. 
Zeitlin/Vanhercke (2018) sehen etwa eine stärkere sozialpolitische Schwer-
punktsetzung in der wirtschaftspolitischen Koordinierung des Europäischen 
Semesters, Bekker (2018) in der Arbeits- und Sozialpolitik. Diese Beobach-
tungen können durch verstärkte sozialpolitische Aktivitäten auf EU-Ebene 
bestätigt werden: Die Proklamation der Europäischen Säule sozialer Rech-
te, die Revision der Entsenderichtlinie, die europäische Arbeitsbehörde, die 
Diskussion über eine europäische Arbeitslosenversicherung und zuletzt der 
Richtlinienentwurf für einen europäischen Mindestlohn zeigen, dass eine 
Schwerpunktverschiebung stattgefunden hat, die mit der Amtsübernahme 
von Jean-Claude Juncker ihren Anfang nahm und nun – unter den Vorzei-
chen der Pandemie – auch unter Ursula von der Leyen (2019) weitergeführt 
wird. Dementsprechend sprachen zuletzt auch kritische Beobachter von ei-
nem »Paradigmenwechsel« in der EU-Sozial- und Arbeitspolitik (Schulten/
Müller 2021).

Der Einschätzung wird im Folgenden widersprochen. Denn bei der »sozi-
alen Offensive« der EU handelt es sich weniger um einen substanziellen und 
nachhaltigen Kurswechsel als vielmehr um den Versuch, den Integrations-
prozess durch symbolische Zugeständnisse zu stabilisieren. Vor dem Hinter-
grund der historischen Schwäche der europäischen Linken sind die sozial-
politischen Initiativen nicht das Ergebnis politischer Auseinandersetzungen, 
sondern als Reaktion der EU auf die geopolitischen Umbrüche und politische 
und ökonomische Desintegrationstendenzen zu deuten. Die Gemengelage aus 
verschiedenen Kontextfaktoren führt dazu, dass die Sozialpolitik der EU für 
die Stabilisierung der eigenen Globalisierungs- und Wettbewerbsstrategie 
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eine wichtigere Rolle für den herrschenden Machtblock einnimmt, allerdings 
ohne die Bereitschaft zu substanziellen Zugeständnissen.

Diese These wird im Folgenden in einem Dreischritt ausgeführt: Zuerst 
wird die EU-Arbeitspolitik in der Eurokrise kurz skizziert, um vor diesem 
Hintergrund die sozialpolitischen Aktivitäten der EU seit 2017 zu kontrastie-
ren. Danach werden die Erklärungsfaktoren erörtert, um die Motivation für 
die Aktivitäten darzulegen. Schließlich werden die verschiedenen Initiativen 
auf ihren substanziellen Gehalt hin geprüft. Die Argumentation versucht zu 
beantworten, warum die sozialpolitische Offensive der EU gerade jetzt viru-
lent wird und wie die Initiativen eingeschätzt werden können.

2. Europäische Arbeitspolitik in der Eurokrise

Laut der dominanten Europaforschung konnten in der Eurokrise kaum Fort-
schritte in der europäischen Sozialpolitik beobachtet werden. Quasi abrupt 
sei die dynamische Entwicklung der 2000er-Jahre durch den Krisenausbruch 
gestoppt worden (expl.: Mailand/Arnholtz 2015). Diese Feststellung kann je-
doch nur dann Gültigkeit für sich beanspruchen, wenn der Bereich der EU-
Sozialpolitik isoliert betrachtet wird. Erweitert man die Perspektive auf die 
EU-Wirtschaftspolitik, wird eine Weiterentwicklung und Ausdifferenzierung 
arbeits- und sozialpolitischer Regelungsformen offensichtlich. Im Zuge der 
Krisenbearbeitung konnte sich ein arbeitspolitischer Gesamtkomplex heraus-
bilden (Syrovatka 2018, 2021a), der auch als Neue Europäische Arbeitspolitik 
(NEA) bezeichnet wird. Er besteht aus formellen und informellen, regelbasier-
ten und institutionalisierten Strukturen, Mechanismen und Prozessen, die 
miteinander verknüpft und teils automatisiert funktionieren. Sie ergänzen 
den horizontalen Reformdruck (»negative Integration«) des Binnenmarkt-
projekts durch vertikale Eingriffsmechanismen zur Sicherstellung arbeits-
politischer Reformen in den Mitgliedsstaaten.

Im Zentrum der NEA steht das Europäische Semester, das innerhalb ei-
nes jährlichen Policy-Zyklus die nationalen Lohnregime und Arbeitspoliti-
ken minutiös überwacht und zugleich durch den Stabilitäts- und Wachstum-
spakt (SWP) und das Macroeconomic Imbalance Procedure (MIP) über verbindli-
che Steuerungskapazitäten2 verfügt. Seinen arbeitspolitischen Schwerpunkt 
erhält das Europäische Semester formell durch die Implementierung der 
EU- Beschäftigungsstrategie und ihren Auftrag, eine makroökonomische 

2 Das Europäische Semester wurde 2020 durch die Einrichtung des europäischen Wieder-
aufbaufonds (NextGenerationEU) erneut gestärkt, da die Auszahlung der Corona-Hilfsgel-
der an die Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen gebunden wurde.
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Koordinierung in der EU zu gewährleisten. Flankiert wird es durch den Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und die Politik der Europäischen 
Zentralbank (EZB). Sowohl die Memoranda of Understanding als auch die 
EZB-Politik stellten die tarif- und arbeitsmarktpolitischen Strukturen in den 
Mittelpunkt ihrer Kreditbedingungen.

Damit wurden die zuvor »weichen Steuerungsmechanismen« der EU-Be-
schäftigungspolitik durch quasi-verbindliche Vorgaben ersetzt. Die arbeits-
politische Steuerung folgt einer »Governance by Numbers« (Supiot 2015), einer 
quantitativen Disziplinierungstechnik, wie sie auch in großen multinationa-
len Konzernen üblich ist (Erne 2018: 240). So wird die wirtschafts- und ar-
beitspolitische Entwicklung der Mitgliedsstaaten anhand von quantitativen 
Indikatoren überwacht und bei Überschreitung von Schwellenwerten werden 
automatisch Korrekturmechanismen und Sanktionsprozesse in Gang gesetzt. 
Die Verbindlichkeit der neuen Überwachungs- und Koordinierungsmechanis-
men wurde durch die Verkopplung mit der Struktur- und Kohäsionspolitik 
im Jahr 2014 gestärkt und auf alle EU-Staaten ausgeweitet. Die freiwilligen 
europäischen Empfehlungen in der Arbeitspolitik sind einem »Command-
and-Control«-Modus gewichen (Dawson 2015: 984).

Die inhaltliche Stoßrichtung der NEA ist durch das marktliberale Konzept 
geprägt, das ab Mitte der 2010er-Jahre als »ökonomische Resilienz« bezeich-
net wurde (Syrovatka 2019). Das Konzept der Resilienz geht von regelmäßigen 
Erschütterungen des ökonomischen Systems durch »externe Schocks« aus, die 
durch eine Anpassung der nationalen Regulationsformen aufgefangen und be-
arbeitet werden können. Im Fall der Arbeitspolitik soll die Regulation des Lohn-
verhältnisses soweit flexibilisiert und dereguliert werden, dass die Unternehmen 
möglichst schnell und flexibel ihre Arbeits- und Personalkosten an die konjunk-
turellen Schwankungen anpassen können. Daher ist im Zusammenhang mit dem 
Konzept ökonomischer Resilienz nicht selten von einer Dezentralisierung der 
Lohnfindung, einer Lockerung des Kündigungsschutzrechts und einer stärke-
ren Sanktionierung und Aktivierung von Arbeitslosen die Rede.

3. Die sozialpolitische Offensive der Kommission seit 2017

Auch wenn mit der Mindestlohnrichtlinie, der neuformulierten Jugendga-
rantie und dem EU-Kurzarbeiterprogramm SURE3 viele sozial- und arbeitspo-
litischen Initiativen in die Zeit der Pandemie fallen (vgl. Schmid/Schroeder 
2020), beginnt die sozialpolitische Neuorientierung früher. Bereits 2017 hat-
te die EU auf Initiative der Kommission Juncker die sogenannte Europäische 

3 Support to mitigate Unemployment Risks in an Emergency
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Säule sozialer Rechte (ESSR) feierlich verabschiedet. In Tradition der 1989 
beschlossenen Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte postuliert die 
ESSR eine Vielzahl individueller Rechte. Auch wenn die 20 Grundrechte der 
ESSR keine rechtlich bindenden Normen darstellen, so hat die Kommission 
verstärkt versucht, die ESSR in ihre Arbeit miteinzubeziehen4 und diese etwa 
in das Europäische Semester zu integrieren (COM 2018). Zugleich muss die 
ESSR als Auftakt für die sozialpolitische Offensive der Kommission verstan-
den werden: Zum einen, weil die ESSR der Kommission im weiteren Verlauf 
als strategisch-programmatischer Anker diente, zum anderen, weil sich nach 
ihrer Proklamation die Zeiträume zwischen neuen sozialpolitischen Initiati-
ven der Kommission deutlich verkürzten (COM 2021).

Ein Beispiel für die sozialpolitische Offensive ist die Revision der Entsen-
derichtlinie. Die 2018 verabschiedete Revision postuliert das Prinzip »glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort« und korrigiert damit die ar-
beitsrechtlich verheerenden Urteile des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
Ende der 2000er-Jahre (»Laval-Quartett«). Damals hatte der EuGH in vier 
Urteilen verschiedene Maßnahmen gegen transnationale Lohnkonkurrenz 
durch Entsendung als ungerechtfertigte Verstöße gegen die Niederlassungs- 
und Dienstleistungsfreiheit bewertet und unter anderem das Streikrecht 
massiv beschnitten. Mit der Revision der Entsenderichtlinie wurde zugleich 
die aktuelle Rechtsprechung des EuGHs etwa zur Zulässigkeit von Vergabe-
mindestlöhnen (bspw. C-115/14 & C-396/13) integriert. Mit der Revision ist 
die Installation einer Europäischen Arbeitsbehörde (ELA) verbunden, die in 
Zusammenarbeit mit den nationalen Zoll- und Arbeitsbehörden den Miss-
brauch von Entsendungen verhindern und die Durchsetzung des Territori-
alprinzips kontrollieren soll (Cremers 2020).

Ebenfalls auf die Initiative der Kommission geht die Debatte über eine 
EU-Arbeitslosenversicherung zurück. Das Projekt ist seit der Amtszeit von 
Sozialkommissar László Andor Anfang der 2010er-Jahre im sozialpolitischen 
Initiativenkoffer der Generaldirektion Arbeit & Soziales (DG EMPL) verankert. 
Allerdings plädierte Andor für eine europäische Basisversicherung, wonach 
die EU eine allgemeine Grundlage der Lohnersatzleistungen für alle europäi-
schen BürgerInnen anbietet, die dann durch die nationalen Arbeitslosenver-
sicherungen ergänzt werden würde (vgl. Dullien 2013). Dagegen wird aktuell 
der Vorschlag einer Arbeitslosenrückversicherung diskutiert, die die Solvenz 

4 Im Januar 2020 hat die Kommission einen Konsultationsprozess zur Umsetzung der ESSR 
gestartet und im März 2021 einen Aktionsplan zur rechtlichen Umsetzung der ESSR veröf-
fentlicht (COM 2020b). Der Aktionsplan blieb jedoch weitgehend allgemein gehalten und 
deutlich hinter den Erwartungen progressiver Akteure zurück (COM 2021).
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der nationalen Arbeitslosenversicherungen durch einen europäischen Fonds 
absichert. Da eine europäische Arbeitslosenversicherung den Charakter eines 
makroökonomischen Stabilisierungsinstruments in sich trägt, wird sie ins-
besondere im Kontext einer Reform der Währungsunion debattiert. Vor dem 
Hintergrund dieser Diskussion muss das SURE-Kurzarbeiterprogramm ver-
standen werden, das in der Pandemie beschlossen wurde. Dieses sieht einen 
Rückversicherungsfonds (100 Milliarden Euro) zur Refinanzierung und Sta-
bilisierung der europäischen Arbeitslosenversicherungen vor, um die erhöh-
ten Ausgaben für Kurzarbeiterregelungen abzufedern (Rat 2020). Der Fonds 
wird durch die Ausgabe europäischer Anleihen finanziert und die akquirier-
ten Gelder in Form von Krediten an die betroffenen Länder weitergegeben. 
Allerdings wurde das SURE-Programm nicht institutionalisiert, sondern auf 
die Pandemiebewältigung befristet. Nach Andor (2020) sollte jedoch das Po-
tenzial einer dauerhaften Institutionalisierung nicht unterschätzt werden, 
da nicht nur der Rückzahlungszeitraum offengelassen, sondern auch der 
Kommission die Möglichkeit eingeräumt wurde, Kredite zu verlängern oder 
sogar in Transfers umzuwandeln.

Zuletzt veröffentlichte die Kommission (2020d) einen Richtlinienentwurf 
für »angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union«. Der Entwurf 
überraschte nicht nur, weil er sich der juristisch verbindlicheren Form ei-
ner Richtlinie bediente, sondern auch, weil er auf einem neuen Verständnis 
von Tarifstrukturen und Gewerkschaften beruht. Anders als in der Eurokrise 
werden Tarifstrukturen und Mindestlöhne darin nicht als Hindernisse dy-
namischer Wirtschaftsentwicklung verstanden, sondern als Instrument zur 
Bekämpfung von Armut und zur Förderung inklusiven Wachstums (COM 
2020d: 1ff.). Daher beinhaltet der Richtlinienentwurf überraschende arbeits-
politische Regelungen.

Zum einen definiert der Richtlinienentwurf Kriterien, mit denen die Höhe 
und die Zugangsvoraussetzungen nationaler Mindestlöhne bestimmt werden 
sollen. So sollen Mitgliedsstaaten zukünftig »bei ihrer Bewertung der Ange-
messenheit der gesetzlichen Mindestlöhne im Verhältnis zum allgemeinen 
Niveau der Bruttolöhne Richtwerte zugrunde [legen], wie sie auf interna-
tionaler Ebene üblich sind« (COM 2020d: 27). Was genau darunter verstan-
den wird, expliziert die Kommission zwar nicht im Gesetzestext, allerdings 
in den für die Interpretation wichtigen Erwägungsgründen. Darin wird auf 
den Kaitz-Indikator verwiesen, der Mindestlöhne dann als angemessen be-
stimmt, wenn diese 60 Prozent des Bruttomedianlohns entsprechen (COM 
2020d: 22f.). Der Bezug macht deutlich, dass mit der Richtlinie kein einheit-
licher Mindestlohn, sondern ein transparenter Rechtsrahmen für die Fest-
setzung der nationalen Mindestlöhne geschaffen werden soll.
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Zum anderen zielt der Richtlinienentwurf auf eine Stärkung der Tarif-
bindung, die in den Mitgliedsstaaten nicht weniger als 70 Prozent betragen 
soll. Mitgliedsländer, deren Tarifbindung niedriger liegt, sollen verpflichtet 
werden, einen Aktionsplan zur Stärkung der Tarifbindung zu entwickeln, wo-
bei der Richtlinienentwurf ganz explizit Tariftreuevorgaben bei öffentlichen 
Aufträgen und Konzessionen vorschlägt. Von dieser Regelung wären mehr 
als die Hälfte aller Mitgliedsstaaten (17 von 27) betroffen (Lübker/Schulten 
2021: 5). Damit werden nicht nur die großen Ambitionen deutlich, sondern 
auch ein neues Verständnis von Branchen- und Flächentarifverträgen als 
Garant für angemessene Löhne und Arbeitsbedingungen (COM 2020d: 26).

4. Erklärungsfaktoren: Desintegrationstendenzen und geopolitische 
Verschiebungen

Die Gründe für die (Wieder-)Entdeckung der sozialen Dimension sind vielfäl-
tig und haben auch mit Verschiebungen innerhalb der Kommission zuguns-
ten der DG EMPL zu tun (Zeitlin/Vanhercke 2018). Mit der Amtsübernahme 
durch Jean-Claude Juncker 2017 hat die DG EMPL eine politische Aufwertung 
erfahren (Seikel 2020: 25ff.). Nach Jahren der Dominanz der Generaldirek-
tion für Wirtschaft und Finanzen (DG ECFIN) scheint das Kräfteverhältnis 
zwischen den Generaldirektionen in der Kommission eine Neuordnung zu 
erfahren. Es greift aber zu kurz, diese Neuordnung als Ergebnis reflexiven 
Lernens vonseiten der Kommission und einer strategischen Anpassung der 
DG EMPL zu erklären (exempl.: Zeitlin/Vanhercke 2018: 168f.). Denn damit 
werden nicht nur Machtverhältnisse verdeckt, sondern auch kontextuelle 
Verschiebungen und sich dadurch wandelnde Akteursstrategien ignoriert. 
Daher werden im Folgenden die Faktoren beleuchtet, die den Ausschlag für 
die soziale Offensive der Kommission gaben, und analytisch mit den Strate-
gien und Interessen sozialer Akteure ins Verhältnis gesetzt.

4.1. Europäische Desintegration und Krise der Politik
Die Eurokrise hat die Desintegrationstendenzen in der EU erheblich ver-
stärkt, die zunehmend auch in den europäischen Zentrumsstaaten sichtbar 
und spürbar werden. Neben der ökonomischen Auseinanderentwicklung der 
Mitgliedsstaaten und der zunehmenden Zentrum-Peripherie-Spaltung (Be-
cker u.a. 2020), bedrohen insbesondere politische Umwälzungsprozesse in den 
Mitgliedsstaaten die Kohäsion der EU. Ein EU-weit verfestigtes gesellschaft-
liches Unbehagen, das klassenübergreifend bis hinein in die gehobenen Mit-
telschichten wirkt und von der Angst vor sozialem Abstieg, Erfahrungen von 
Kontrollverlust und fehlender Anerkennung genährt wird, übersetzt sich in 
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den Mitgliedsstaaten politisch in eine Transformation des Parteiensystems, 
eine Zuspitzung der Debattenkultur, eine Verdichtung politisch-ideologischer 
Konflikte, einen tiefen Vertrauensverlust in das politische System und eine 
Implosion ehemaliger Volksparteien. Diese »Krise der Politik« (Bieling 2018) 
verbindet sich mit der seit längerem schwelenden Legitimationskrise der eu-
ropäischen Integration und findet ihren Ausdruck in der offenen Ablehnung 
der EU. Einen erheblichen Anteil daran hatten die Eurokrise und ihre autori-
täre Bearbeitung, vergrößerten sie doch die EU-Skepsis in der Bevölkerung 
(COM 2020a: 119; 134). Der Umgang mit dem »Sommer der Migration« 2015 
verstärkte zudem auf kultureller und politischer Ebene die aufgebrochenen 
Konflikte. Das Austrittsvotum der britischen Bevölkerung im Juni 2016, die 
Wahl der »Regierung des Wandels« in Italien aus rechtspopulistischer 5-Ster-
nebewegung und rechtsradikaler Lega im Jahr 2018, wie auch die Regierungs-
eintritte rechter Parteien in Österreich, Slowenien, der Slowakei, Kroatien und 
Estland offenbarten die existenzielle Bedrohung des europäischen Projekts.

Der Erfolg rechtspopulistischer und faschistischer Bewegungen und Par-
teien bedroht zudem die Funktionsfähigkeit europäischer Institutionen. Das 
EU-Parlament ist als spezifischer Staatsapparat direkt von Verschiebungen 
im gesellschaftlichen Kräfteverhältnis betroffen und Probleme in der Mehr-
heitsfindung wurden darin bereits nach den Wahlen 2014 offensichtlich. Die-
se haben sich seit der Europawahl 2019 so verschärft, dass nun nicht einmal 
mehr eine »Große Koalition« aus Konservativen und Sozialdemokraten aus-
reicht, um Parlamentsmehrheiten organisieren zu können.

Zudem werden die Verhandlungen im Rat immer komplizierter, da 
rechtspopulistische Regierungen Regelungen zum Schutz von Ratsminderhei-
ten (»Kompromiss von Ioannina«) zunehmend dazu nutzen, Entscheidungen 
zu verzögern oder zu blockieren. Damit lähmen sie die formellen Politikpro-
zesse und stellen grundlegend die Funktionsweise der EU infrage. Dies zeigte 
sich in der Vergangenheit insbesondere in den Bereichen Menschenrechte, 
Asyl- und Gleichstellungspolitik, aber auch bei Fragen der Arbeits- und So-
zialpolitik (Meißner 2020: 217f.). 

Dass die Kommission ihre sozialpolitischen Initiativen als Reaktion auf die 
Momente manifester politischer Desintegration verstanden wissen will, hat 
bereits Jean-Claude Juncker in seiner ersten Rede als Kommissionspräsident 
vor dem EU-Parlament verdeutlicht (Juncker 2014: 34f.). Damals kündigte er 
an, die sozioökonomische Reorganisation der nationalen Akkumulationsre-
gime mit einer Sozialregulation begleiten zu wollen, um somit den neolibe-
ralen Entwicklungspfad zu stabilisieren und durch materielle Zugeständnis-
se der »Krise der Politik« zu begegnen. Als Reaktion auf die Ergebnisse der 
Europawahlen 2014 gab Juncker ein »sozialen Triple A« als Zielmarke für die 



127

 Stabilisierung statt Paradigmenwechsel

Sozialpolitik der Kommission aus: Dem Aufstieg des Rechtspopulismus in der 
EU sollte ein sozialpolitisches »Schutzschild für alle« (Juncker 2014: 31) ent-
gegengesetzt werden. Der Start der »sozialpolitischen Offensive« verspätete 
sich allerdings mit der Veröffentlichung der ESSR um drei Jahre, womit die 
Motivation erkennbar ist, auf das Leave-Votum der britischen Bevölkerung 
im Jahr 2016 zu reagieren. Der nächste Schub sozialpolitischer Initiativen lag 
in zeitlicher Nähe zur Bildung der eurokritischen Regierung in Italien 2018. 
Das Ereignis wurde in den europäischen Institutionen als Weckruf verstan-
den, nun endlich im sozialpolitischen Bereich »zu liefern«5 (Kowalsky 2020: 
57; Seikel 2020: 30). Die Pandemie und der damit verbundene zusätzliche Be-
darf sozialpolitischer Regulation hat diesen Prozess beschleunigt.

Dabei fallen die Interessen unterschiedlicher Akteure zusammen. Zum ei-
nen das Eigeninteresse der Kommission an einer Erhaltung und Stabilisierung 
des Integrationsprozesses sowie an einem Ausbau ihrer Kompetenzen und 
ihrer Stellung im europäischen Staatsapparate-Ensemble. Die permanente 
Aus- und Überdehnung der eigenen Kompetenzen gehört seit Jahrzehnten 
zur eingeübten Praxis der Kommission, um das marktliberale Integrations-
projekt voranzutreiben, wie Riekmann (1998) detailliert herausgearbeitet 
hat. Dabei nutzte sie in der Vergangenheit ihr Initiativmonopol strategisch 
geschickt, um sich als Treiber der Integration zu etablieren. Selbst wenn die 
Richtlinien- und Verordnungsentwürfe nur einen diskurspolitischen Charak-
ter aufwiesen, stießen sie doch oftmals eine Debatte an und ermöglichten, 
die Übernahme in den acquis communautaire (Riekmann 1998: 83ff.).

In der aktuellen Situation dominiert nun das Interesse der Kommission 
an einer Stabilisierung des Integrationsprozesses und ermöglicht einzelnen 
Generaldirektionen wie der DG EMPL sozialpolitische Projekte zu lancieren. 
Die institutionellen Verschiebungen innerhalb der Hierarchie der Generaldi-
rektionen rühren daher weniger aus vergangenen und erfolgreichen Kämp-
fen progressiver Akteure, sondern vielmehr aus dem Interesse der Kommis-
sion an der Stabilisierung des Integrationsprozesses. Dass die Kommission 
die Entsenderichtlinie durchsetzen und den Richtlinienentwurf für den Min-
destlohn veröffentlichen konnte, zeugt einerseits von ihrem institutionel-
len Eigeninteresse als Hüterin der europäischen Verträge, andererseits von 
ihrer relativen Autonomie als Organisatorin der langfristigen Interessen 
des europäischen Blocks an der Macht und ihrer hegemonialen Fraktionen 
(Poulantzas 2002: 157-171).

5 Diese Innenansichten aus dem europäischen Institutionenapparat verdankt der Autor 
den 30 leitfadengestützten ExpertInneninterviews im Rahmen seiner Dissertation (Syro-
vatka 2022).
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Außerdem ist der Druck, die einseitige ökonomische Integration durch 
sozialpolitische Initiativen zu flankieren, vonseiten einiger Mitgliedsstaaten 
gestiegen (Seikel 2020: 30). Zum einen forderten die südeuropäischen Mit-
gliedsstaaten unter französischer Führung eine sozial- und fiskalpolitische 
Ergänzung der Währungsunion ein. Insbesondere der französische Präsident 
Emmanuel Macron, der sich erst in der Stichwahl gegen seine rechtsradikale 
Konkurrentin durchsetzen konnte, warb bereits kurz nach seiner Wahl auf 
europäischer Ebene für eine sozialpolitische Ergänzung des neoliberalen In-
tegrationspfades. Zum anderen flexibilisierten sich die ordnungspolitischen 
Positionen der deutschen Bundesregierung, insbesondere nach der Übernah-
me des Bundesfinanzministeriums durch die SPD 2018. Die Flexibilisierung 
der EU-Position der deutschen Bundesregierung muss allerdings vor dem 
Hintergrund der geopolitischen Verschiebungen und den veränderten Inte-
ressenpräferenzen im deutschen Machtblock verstanden werden.

4.2. Geopolitische Verschiebungen und veränderte Interessenpräferenzen
Ebenso müssen die geopolitischen Verschiebungen als Kontextfaktoren zur 
Erklärung herangezogen werden. Das Handeln der Kommission erklärt sich 
nicht nur aus dem eigenen institutionellen Interesse an der Erhaltung der 
EU und einem Ausbau ihrer Kompetenzen, sondern auch aus der veränder-
ten strategischen Bedeutung des europäischen Binnenmarktes für die do-
minanten Fraktionen im europäischen Block an der Macht (Lavery/Schmid 
2021). Das hat insbesondere mit der veränderten Rolle Chinas im Weltsys-
tem und der neuen Position in der internationalen Arbeitsteilung6 zu tun 
wie auch mit der wirtschaftspolitischen Neuausrichtung der USA auf einen 
protektionistischen und wirtschaftsnationalistischen Kurs (Schmalz 2018: 
296ff.). Während die chinesische Wirtschaft ihre Exportabhängigkeit redu-
zierte und auf dem Weltmarkt zunehmend konkurrenzfähig geworden ist, 
verfolgt die USA seit einigen Jahren eine neue Außenhandelsstrategie, die 
durch Zölle, Handelsbeschränkungen und Steuererleichterungen für Unter-
nehmen Wertschöpfungsketten in die USA zurückholen und ausländische 
Direktinvestitionen anlocken soll.

Auch wenn sich die protektionistische Strategie in erster Linie gegen Chi-
na richtet, trifft sie ebenso die EU und insbesondere die deutsche Exportwirt-
schaft (Meiritz 2020). Gerade mittelständische Exportunternehmen aber auch 

6 Nach Angaben des Centre für International Development CID (2021), das jährlich ein 
ökonomisches Komplexitätsranking veröffentlicht, konnte zwischen 2008 und 2019 ein 
erheblicher Anstieg des ökonomischen Komplexitätsgrads der chinesischen Volkswirt-
schaft beobachtet werden. So stieg die Position Chinas im Ranking in diesem Zeitraum 
um sieben Plätze von Platz 36 auf Platz 29.
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die großen Stahl- und Aluminiumproduzenten waren von den US-amerika-
nischen Handelszöllen zuletzt stark betroffen. Zwar verkündeten Joe  Biden 
und Ursula von der Leyen am Rande des G20-Treffens im Oktober 2021 eine 
Einigung im Handelsstreit, allerdings sieht auch diese keine vollständige 
Zollaufhebung vor. Zudem haben Export- und Investitionskontrollen erhebli-
che Auswirkungen auf die Exporte und Lieferketten europäischer Firmen, die 
nicht nur zu Produktionsengpässen führen, sondern ebenso den Handel mit 
China komplett verhindern können. So hatte zuletzt die US-amerikanische 
Regierung die niederländische Regierung dazu gebracht, dem niederländi-
schen Maschinenbauer ASML den Export von Maschinen zur Halbleiterher-
stellung zu untersagen (Hofer 2021).

Doch nicht nur von US-amerikanischer, auch von chinesischer Seite gerät 
die EU unter Druck. Die deutschen Exporte im Bereich Maschinen- und An-
lagen waren 2020 erstmals hinter die chinesischen Exporte zurückgefallen 
(VDMA 2021). Die verschärfte Weltmarktkonkurrenz bedroht zunehmend die 
europäische Position innerhalb der globalen Arbeitsteilung. Als Exporteur 
von Hochtechnologieprodukten sind europäische Firmen in die Defensive 
geraten, insbesondere im Maschinen-, Anlagen-, und Automobilsektor. Im 
Bereich technischer Innovationen können sie mit chinesischen Unterneh-
men nur noch schwer mithalten, die durch eine staatliche Industriepolitik 
erheblichen Rückenwind erhalten. Zugleich sind europäische Unternehmen 
verstärkt Ziel von Übernahmen chinesischer Unternehmen, was nicht sel-
ten mit geopolitischem Kalkül verbunden ist. Insbesondere der chinesische 
Einstieg bei Daimler, die Übernahme des Roboterherstellers Kuka oder die 
Beteiligung am deutschen Netzwerkbetreiber 50Hertz haben in der europäi-
schen Politik für Aufsehen erregt und die politische Handlungsnotwendigkeit 
unterstrichen (Rabe/Gippner 2017). Dennoch bleibt China für das europäi-
sche Kapital weiterhin ein attraktiver Absatzmarkt, auch weil Investitionen 
und Nachfrage dort weiterhin hoch bleiben. Viele europäische Unternehmen 
konnten im Corona-Jahr 2020 nur deswegen schwarze Zahlen schreiben, weil 
ihr China-Geschäft florierte. Die Abhängigkeit des europäischen und insbe-
sondere des deutschen Exportkapitals7 vom chinesischen Binnenmarkt ma-
nifestierte sich zuletzt im China-EU-Investitionsabkommen, das 2020 trotz 
heftiger Kritik vonseiten der USA geschlossen wurde, auch wenn dessen Ra-
tifizierung aufgrund der Kritik an der Menschenrechtspolitik Chinas nun 
ins Stocken geraten ist.

Die traditionelle und historisch fest verankerte politische und ökono-
mische Westbindung und die zunehmende Abhängigkeit der europäischen 

7 Rund ein Drittel des gesamten Außenhandels der EU mit China entfällt auf Deutschland.
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Exportindustrie vom chinesischen Binnenmarkt machen es der EU schwer, 
sich im sino-amerikanischen Konflikt zu positionieren. Hinzu kommt, dass 
der Handelsstreit zwischen China und den USA zu einer ökonomischen und 
technologischen Dualisierung führt, die es europäischen Firmen zunehmend 
erschwert, auf beiden Märkten präsent zu sein. Mithilfe der Etablierung tech-
nologischer Normen und Standards sowie dem Ausbau eigener Infrastruk-
turprojekte wie etwa der Initiative für eine »Neue Seidenstraße« bindet die 
chinesische Staatsführung Länder und Regionen wirtschaftlich, aber auch 
zunehmend ideologisch an sich, während die USA ebenso versuchen, ihre 
Verbündeten mit politischem Druck und ökonomischen Zugeständnissen 
enger an sich zu binden (Hein 2021).

Die neue globale Unordnung wird daher von den europäischen Institu-
tionen als Konkurrenz zwischen zwei regionalen Blöcken verstanden, in der 
die EU zunehmend zwischen die Fronten gerät (COM 2019). Diese Perspektive 
wird auch von den Wirtschaftsverbänden geteilt, die in den letzten Jahren 
ihre China-Strategie korrigierten. Zwar wird weiterhin daran festgehalten, 
China als Absatz- und Beschaffungsmarkt zu nutzen und auszubauen, aber 
China wird verstärkt als Konkurrenz wahrgenommen und die europäische 
Politik aufgefordert, europäische Unternehmen durch eine europäische In-
dustriepolitik zu unterstützen und vor chinesischen Übernahmen rechtlich 
zu schützen (BDI 2019; BE 2019; ERT 2019, 2021).

Im Einklang mit den Interessen europäischer Wirtschaftsverbände kommt 
es zu einer strategischen Reorientierung auf die EU als Raum industriepoli-
tischer Innovation, um die eigene Position in der globalen Arbeitsteilung zu 
erhalten – eine Rückkehr zur Strategie des selektiven Europrotektionismus, 
der bereits Mitte der 1980er-Jahre angesichts der japanischen Weltmarktkon-
kurrenz verfolgt wurde (van Apeldoorn 2002: 124ff.).8 Die Forderung des euro-
päischen Industriekapitals nach einer einheitlichen Wachstums- und Indust-
riestrategie wird dabei mit den geo- und sicherheitspolitischen Interessen der 
EU verbunden. Mit der Rede vom »Systemwettbewerb« wird ihr eine gewisse 
Dramatik verliehen (vgl. exemplarisch: Bastian/Heide 2021; ERT 2021). Die 
Ausrichtung auf eine »offene strategische Autonomie« (COM 2020c: 12) ma-
nifestiert sich im Ausbau eigener Infrastrukturprojekte wie der europäischen 
Wasserstoffstrategie, dem europäischen Cloud-Projekt Gaia-X oder dem Eu-
ropean Green Deal, die unter den Begriffen der »europäischen Souveränität« 
und der »strategischen Autonomie« subsumiert werden (Abels/Bieling 2022).

Allerdings nimmt dadurch die Notwendigkeit einer verstärkten supra-
nationalen Integration und Konvergenz im europäischen Binnenmarkt zu 

8 Diesen Hinweis verdanke ich Etienne Schneider.
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(Lavery/Schmid 2021: 9). Dies ist jedoch nur möglich, wenn einerseits die 
konsensuale Zustimmung einer tieferen europäischen Integration wieder-
hergestellt und andererseits die wirtschaftlich ungleiche Entwicklung im 
Binnenmarkt abgeschwächt wird. Dementsprechend kommt der Arbeits- und 
Sozialpolitik auch eine geopolitische Bedeutung zu, da sie zu einer stärkeren 
Konvergenz beitragen, aktiv einer ungleichen Entwicklung entgegenwirken 
und auch die Meinung der EU-BürgerInnen zur Integration verbessern könn-
te. Die sozialpolitische Offensive ist somit auch der Versuch, die Konvergenz 
der EU zu stärken, um den neuen Herausforderungen der globalen Unord-
nung begegnen und eine einheitliche Globalisierungsstrategie garantieren 
zu können. Gemeinsam mit den Ansätzen europäischer Industrie- und Inf-
rastrukturpolitik sind die sozialpolitischen Initiativen als Bestrebung der EU 
und insbesondere der Kommission zu interpretieren, vor dem Hintergrund 
der Verschiebungen auf globaler Ebene eine einheitliche europäische Stra-
tegie zu formulieren.

4.3. Veränderte Interessenpräferenzen im Block an der Macht
Die dargelegten Momente kontextualisieren in ihrem Zusammenspiel die 
aktuellen sozialpolitischen Debatten und Initiativen auf EU-Ebene und bie-
ten Erklärungen für das strategische Handeln der Kommission und einzelner 
Mitgliedsstaaten. Versteht man staatliches Handeln als verdichtetes Subst-
rat sozialer Auseinandersetzungen, so spiegeln sich in den dargestellten so-
zialpolitischen Initiativen die Bereitschaft des weltmarktorientierten Kapi-
tals zu diskursiven Zugeständnissen mit dem Ziel, eine breite soziale Basis 
für eine reformulierte Wettbewerbsstrategie herzustellen. Dabei nimmt die 
Kommission eine zentrale Rolle als Organisatorin der langfristigen strate-
gischen Interessen des europäischen Machtblocks ein. Sie versucht einer-
seits durch Konvergenzinitiativen die EU als politischen und ökonomischen 
Raum zu stabilisieren und überführt andererseits die divergenten China-
Strategien europäischer Mitgliedsstaaten in eine gemeinsame europäische 
Industriestrategie.

Ausgangspunkt ist hierbei die Reorientierung des weltmarktorientierten 
Kapitals auf den europäischen Binnenmarkt als strategischen Absatz-, Pro-
duktions- und Innovationsraum. Der zunehmende Wettbewerbsdruck infolge 
des Aufstiegs chinesischer Unternehmen führte zu einem Strategiewechsel, 
wonach der EU-Binnenmarkt als selektiv-protektionistisches Bollwerk und 
zugleich als Sprungbrett für eine Ausweitung globaler Exporte dienen soll. 
Zwar blieb die aggressive Exportorientierung erhalten, allerdings wurde eine 
stärkere Konzentration auf qualitative und strategische Aspekte von Wettbe-
werbsfähigkeit eingefordert. Insbesondere die großen weltmarktorientier-
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ten Industrieunternehmen drängten auf Unterstützung durch die EU, etwa 
in Form einer Reform des Wettbewerbs- und Beihilferecht, aber auch einer 
strategischen Industriepolitik, die die Herausbildung globaler Champions im 
internationalen Wettbewerb ermöglichen und zugleich den europäischen 
Binnenmarkt vor chinesischen Einfluss schützen soll (ERT 2021; Schneider 
2020: 32). Vor und in der Eurokrise dominierte eine Wettbewerbsstrategie, 
die primär auf die »Beseitigung einer Reihe von internen Hindernissen auf 
der Angebotsseite« (Lavery/Schmid 2021: 8; Übers. F.S.) zielte. Dagegen se-
hen wir nun eine Verschiebung dahingehend, dass verstärkt nicht-preisli-
che Wettbewerbsfaktoren und kontextuelle Herausforderungen adressiert 
werden (ERT 2019).

Zugleich wird von den hegemonialen Kapitalfraktionen im europäischen 
Machtblock eine stärkere Konvergenz und Kohärenz zwischen den EU-Mit-
gliedsstaaten beschworen, um eine einheitliche europäische Position gegen-
über China einnehmen zu können. Für den BDI (2019: 12) ist ein »starkes und 
geeintes Europa« die notwendige Grundlage, um im »Systemwettbewerb« mit 
China mittelfristig bestehen zu können (vgl. auch ERT 2019: 5). BusinessEu-
rope (2018: 2) plädierte vor dem »Hintergrund globaler Herausforderungen« 
gar für Maßnahmen, die den »wirtschaftlicher Zusammenhalt zwischen und 
innerhalb der Mitgliedstaaten [stärken] und soziale Integration [fördern]«. 
Hintergrund ist die Einschätzung, dass der Aufstieg rechter Bewegungen und 
Parteien das europäische Projekt bedroht und damit auch die globale Wett-
bewerbsstrategie gefährdet (BE 2017). Ein politisches Auseinanderbrechen 
des europäischen Wirtschaftsraums wäre für die herrschenden Kapitalfrak-
tionen in der aktuellen Konkurrenzsituation globaler Unordnung fatal. Be-
reits eine EU, deren Handlungsmacht eingeschränkt ist, stellt einen Wett-
bewerbsnachteil dar und gefährdet die europäische Position innerhalb der 
globalen Arbeitsteilung (BE 2021; ERT 2021). Zudem besteht die reale Gefahr, 
dass einzelne Länder (bspw. Italien, Ungarn, Polen) aus dem europäischen 
Block ausbrechen und sich tiefer in die chinesische Seidenstraßeninitiative9 
einbinden lassen (Amighini 2021; ERT 2021: 43).

Dementsprechend eröffnete die strategische Reorientierung der hege-
monialen Kapitalfraktionen im europäischen Machtblock erst die Möglich-
keit, sozialpolitische Initiativen zu initiieren, da diese jene Desintegrations-
tendenzen berühren, die die Wettbewerbsstrategie akut gefährden könnten. 

9 In Konflikten mit der EU wird nicht selten die Kooperation mit China als ein Ausweg 
oder gar als Absicherung ins Spiel gebracht. Dies war sowohl 2015 in den Diskussionen 
über einen Austritts Griechenlands aus der Währungsunion der Fall, als auch 2019 in Ita-
lien, als die rechtspopulistische Regierung im Konflikt mit der EU ankündigte, sich an der 
chinesischen Seidenstraßeninitiative zu beteiligen (Amighini 2021).
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Allerdings ist die Bereitschaft im europäischen Machtblock zu materiellen 
Zugeständnissen, trotz blumiger Formulierungen, weiterhin begrenzt. Dies 
liegt einerseits daran, dass zwar der Binnenmarkt an Bedeutung gewinnt, 
aber dadurch gleichzeitig auch das Lohnniveau entlang der Wertschöpfungs-
ketten wieder stärker ins Gewicht fällt. Dementsprechend wird insbesondere 
das weltmarktorientierte Industriekapital eine Verschlechterung der preisli-
chen Wettbewerbsfähigkeit verhindern wollen (BE 2021: 3). Andererseits sind 
die Interessendivergenzen innerhalb des europäischen Machtblocks durch 
die Eurokrise und die veränderten weltmarktpolitischen Bedingungen wei-
ter angewachsen. Insbesondere kleine und mittelständische Unternehmen 
und ihre Verbände stehen einer tieferen Integration skeptisch gegenüber 
und lehnen eine europäische Sozialpolitik ab (EFB 2019: 6f.; FU 2018: 22f.). 
Dem liegt die Befürchtung zugrunde, dass sie durch eine europäische Sozi-
alpolitik nicht nur stärker belastet werden, sondern zugleich weniger Mög-
lichkeiten haben, die konkrete Sozialpolitik mitzugestalten. Daher führt die 
sozialpolitische Offensive der Kommission sowohl zu Konflikten innerhalb 
der Kommission als auch zwischen ihr und den Mitgliedsstaaten, was in einer 
teils erheblichen Begrenzung der einzelnen Initiativen in ihrer Reichweite 
und ihrem sozialpolitischen Wirkungsgrad resultiert.

5. Sozialpolitische Offensive mit Einschränkungen

Die Initiativen leiden in ihrer konkreten Umsetzung, trotz ihres Innovations-
potenzials, an regulatorischen Einschränkungen, fehlender Langzeitperspek-
tive oder Kompetenzen. Sie basieren mitunter auf marktschaffenden Elemen-
ten. Daher fällt eine Bewertung der bisherigen Initiativen aus progressiver 
Perspektive weithin enttäuschend aus.

1. Viele Initiativen sind von der konkreten Umsetzung in den Mitglieds-
staaten abhängig oder verfügen auf europäischer Ebene nicht über die not-
wendigen Kompetenzen oder finanziellen Mittel, um korrigierend eingrei-
fen zu können. Das prominenteste Beispiel hierfür ist die Revision der Ent-
senderichtlinie, deren Umsetzung in den Mitgliedsstaaten weit unter den 
regulatorischen Möglichkeiten geblieben ist, die ihnen der europäische Ge-
setzgeber eingeräumt hatte. Typisch dafür ist die Reform des deutschen Ar-
beitnehmerentsendegesetzes, das wesentliche Neuerungen der revidierten 
Entsenderichtlinie nicht enthält (Rödl 2020). Zur unvollständigen nationa-
len Umsetzung kommt die fehlende finanzielle und personelle Ausstattung 
der nationalen Kontrollbehörden, die die Einhaltung der Entsenderichtlinie 
nur unzureichend kontrollieren können. Das kann auch nicht durch die neu 
geschaffene europäische Arbeitsbehörde ELA ausgeglichen werden, da diese 
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ebenso schlecht ausfinanziert und außerdem auf die Zusammenarbeit mit 
den nationalen Arbeitsbehörden angewiesen ist. Da die Kontroll- und Regu-
lierungskompetenzen einseitig bei den Nationalstaaten liegen, kann die ELA 
nur aktiv werden, wenn sie mit den nationalen Kontrollbehörden kooperiert. 
Allerdings haben viele nationale Aufsichtsbehörden nur ein geringes Interesse 
daran, gegen Unternehmen vorzugehen, die im Ausland gegen die jeweiligen 
nationalen Entsendegesetze verstoßen. Dagegen fehlt dem SURE-Programm 
eine langfristige Perspektive. Obwohl das EU-Kurzarbeitsprogramm positiv 
bewertet, bleibt das Instrument zeitlich auf das Ende der Pandemie und im 
Umfang auf 100 Milliarden Euro begrenzt.

2. Die Initiativen korrigieren die vertikalen Anpassungsmechanismen 
der NEA nicht. Selbst wenn die Revision der Entsenderichtlinie die negative 
Integrationsdynamik und den horizontalen Anpassungsdruck abschwächt, 
bleibt die permanente Kontrolle und Überwachung nationaler Arbeitspo-
litiken durch die EU unverändert erhalten. Auch die mit der ESSR imple-
mentierten sozialpolitischen Indikatoren haben keinerlei Einfluss auf die 
NEA, da sie im Europäischen Semester nicht den gleichen Stellenwert haben 
wie die makroökonomischen Indikatoren des MIP. Sie sind ausschließlich 
als weiches Koordinierungsinstrument konzipiert und somit unverbind-
lich. Daher haben sie maximal eine diskursiv-symbolische Funktion. In der 
Logik der NEA steht der Vorschlag für eine Arbeitslosenrückversicherung, 
wie er im Entwurf des deutschen Finanzministeriums formuliert wurde. 
Demnach wäre der Zugang zur EU-Arbeitslosenrückversicherung an hohe 
Voraussetzungen geknüpft, etwa eine dauerhaft ausgeglichene Arbeitslo-
senversicherung oder die Existenz aktivierender arbeitspolitischer Instru-
mente, und damit zugleich so konzipiert, dass sie als zusätzlicher Hebel für 
Strukturreformen dienen würde (FAZ 2018). Ebenso würden die Gelder als 
Kredite vergeben, die nach fünf Jahren zurückgezahlt werden müssten, was 
die Staatsverschuldung erhöht und mittelfristig zu einem höheren Druck 
zu Strukturreformen führen würde.

3. Die fehlende Korrektur der vertikalen Anpassungsmechanismen der 
NEA zeigt sich auch in den vielen sozialpolitischen Initiativen verankerten 
marktliberalen Prämissen. So hat die Revision der Entsenderichtlinie nichts 
am Grundcharakter der Richtlinie als Vollharmonisierung geändert, womit 
ihr die Logik transnationaler Lohnkonkurrenz eingeschrieben bleibt (Rödl 
2018: 75f.). Noch klarer werden die marktliberalen Prämissen bei der ESSR, 
die nach Wigger/Horn (2019) in ihrer inhaltlichen Stoßrichtung weitgehend 
kompatibel mit der NEA seien. Zum einen postuliert sie, dass »wirtschaftli-
cher und sozialer Fortschritt miteinander verbunden« und die sozialen Rechte 
für »Europas Wettbewerbsfähigkeit [und der] Eignung für Investitionen so-
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wie die Entstehung von Arbeitsplätzen« dienlich sein sollen (EU 2017: 7). So 
fordert insbesondere in Artikel 5b der ESSR, dass Löhne und sozialer Schutz 
die »notwendige Flexibilität für die Arbeitgeber gewährleisten [müssen], da-
mit sie sich rasch an Veränderungen im wirtschaftlichen Umfeld anpassen 
können.« Zum anderen sind die Rechte der ESSR ausschließlich als Rechte 
von Individuen gegenüber Mitgliedsstaaten formuliert, wodurch kollektive 
Rechte (etwa in der Grundrechtecharta) indirekt abgewertet werden (Sei-
kel 2017: 9; 13).

Einzig der Vorstoß der Kommission bezüglich eines europäischen Min-
destlohns kann als Versuch gewertet werden, die Auswirkungen der NEA 
auf die kollektiven Arbeitsbeziehungen abzufedern. Die formulierte Pers-
pektive zeugt vom Bewusstsein für die sozial- und arbeitspolitischen Fol-
gen der NEA. Allerdings ist der Vorstoß mit politischen und juristischen 
Bedenken verbunden. So ist es unsicher, ob der Kommissionsentwurf 
überhaupt eine realistische Durchsetzungsperspektive besitzt. Erstens 
weil es Widerstände vonseiten verschiedener ost- und nordeuropäischer 
Mitgliedsstaaten und Kapitalverbänden gibt. Zweitens existiert auf EU-
Ebene kein geschlossener progressiver Block. Insbesondere der Europäi-
sche Gewerkschaftsbund (EGB) ist gespalten, da sich die nordeuropäischen 
Mitgliedsgewerkschaften (außer Finnland) mit Verweis auf ihre Tarifau-
tonomie einheitlichen Regeln verweigern. Damit sind die politischen Aus-
gangsbedingungen für den Kommissionsentwurf nicht ideal, auch wenn 
die neue deutsche Ampelregierung den europäischen Mindestlohn nun 
in ihrem Koalitionsvertrag verankert hat. Dies erhöht – insbesondere vor 
dem Hintergrund der französischen Ratspräsidentschaft im ersten Halb-
jahr 2022 – zwar die Wahrscheinlichkeit eines Kompromisses, jedoch bleibt 
fraglich, wie viel Substanz dieser noch besitzt (Syrovatka 2021b). Hinzu 
kommen juristische Unwägbarkeiten, ob die EU überhaupt befugt ist, im 
Bereich des Mindestlohns Regelungen zu erlassen. Arbeitgeberverbände 
wie BusinessEurope (2020) bezweifeln das und haben bereits Klagen an-
gekündigt. Mit der Mindestlohnrichtlinie hat sich die Kommission daher 
auf juristisch unsicheres Terrain gewagt, was einerseits die dringende 
Notwendigkeit einer Sozialpolitik für die Neuausrichtung der EU zeigt, 
andererseits aber das Vorhaben noch unsicherer macht.

Insgesamt begründen die sozialpolitischen Initiativen zwar einen dis-
kurspolitischen Wandel in Bezug auf die Arbeitspolitik, nehmen zugleich 
allerdings keine oder nur geringe Korrekturen an der NEA und dem markt-
liberalen Charakter der Arbeitspolitik vor. Gerade bezüglich des Richtlinie-
nentwurfs für einen europäischen Mindestlohn zeigt sich, wie umkämpft die 
sozialpolitische Offensive der EU derzeit ist.
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6. Fazit: Kein Paradigmenwechsel – aber offene historische Situation

Der optimistischen Diagnose von Schulten/Müller (2021) ist zu widerspre-
chen, dass es sich um einen sozialpolitischen Paradigmenwechsel der EU 
handelt. Zu stark verbleiben die verschiedenen Initiativen eingebettet im 
marktliberalen und wettbewerbsstaatlichen Integrationsmodus und lassen 
die vertikalen Integrationsdynamiken unberührt. Die angestrebten Korrek-
turen weisen ausschließlich kosmetischen Charakter auf. Die Revision der 
Entsenderichtlinie führte zwar zu einer partiellen Korrektur der negativen 
Integrationsdynamik, allerdings blieb auch in diesem Fall die marktliberale 
Ausrichtung der Arbeitspolitik bestehen. Das SURE-Programm, das soziale 
Verwerfungen in den Nationalstaaten zumindest abmilderte, hat über die 
Pandemie hinaus keine langfristige Perspektive. Ein Paradigmenwechsel, 
der mit einem fundamentalen Wandel der politischen Stoßrichtung und des 
entsprechenden Instrumentariums einhergeht, bleibt bisher also aus.

Jedoch muss Schulten und Müller zugestimmt werden, wenn sie von ei-
ner neuen Dynamik im sozialpolitischen Feld sprechen. Insbesondere die 
Kommission beschreitet in der Sozialpolitik neue Wege und begibt sich dafür 
auch auf juristisch unsicheres Terrain. Sie ist die Triebkraft für den Ausbau 
sozialpolitischer Kompetenzen der EU, die in den letzten Jahren die wesent-
lichen Diskussionen und Initiativen vorangetrieben hat. Diese Aktivitäten 
waren durch die innen- und geopolitischen Entwicklungen motiviert und 
sind daher Ergebnis eines komplexen Aushandlungsprozesses im europäi-
schen Machtblock.

Das institutionelle Eigeninteresse der Kommission und die strategischen 
Interessen der hegemonialen Kapitalfraktionen kreuzten sich darin, die EU 
als Wirtschaftsraum und Regulationsebene zu erhalten. Die Notwendigkeit 
einer konsensualen Absicherung der neuen Wettbewerbsstrategie ermöglich-
te der Kommission, sozialpolitische Initiativen zu formulieren und durchzu-
setzen, auch wenn die Bereitschaft zu materiellen Zugeständnissen weiterhin 
begrenzt bleibt. Als Organisatorin der langfristigen Interessen des europäi-
schen Machtblocks zielen die sozialpolitischen Initiativen der Kommission 
auf eine Bearbeitung der sozialen und ökonomischen Ungleichgewichte und 
damit auf eine Beruhigung der politischen Krisenmomente. Dabei versucht 
die Kommission auch sozialdemokratische Interessen und Akteure in den 
europäischen Politikformulierungsprozess einzubinden, um somit unter-
schiedliche Interessen sowohl innerhalb des europäischen Machtblocks als 
auch zwischen den Mitgliedsstaaten auszubalancieren, die neue EU-Wett-
bewerbsstrategie auf eine breite soziale Basis zu stellen und damit in letzter 
Instanz auch die eigenen Handlungskompetenzen auszubauen.
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Die Initiativen sollten deshalb auch kritisch betrachtet werden, da sie 
nicht das Resultat progressiver Interessenartikulation sind. Damit verbleibt 
die bisherige sozialpolitische Offensive im Muster der Vergangenheit: So gab 
es immer wieder sozialpolitische Aktivitäten, die zwar öffentlich stark rezi-
piert wurden, meistens allerdings schon nach kurzer Zeit versandeten oder 
einen weitgehend symbolischen Charakter erhielten. Zumeist erschöpften 
sie sich in Absichtserklärungen oder folgten dem neoliberalen Zeitgeist an-
derer Integrationsprojekte.

Ob die Initiativen am Ende zusammen ein progressives politisches Projekt 
für ein soziales Europa bilden können, bleibt fraglich. Allerdings befindet sich 
die EU in einer historischen Krise. Der Aufstieg der Rechten, die ungleiche 
Entwicklung in der EU und der Eurozone sowie die geopolitischen Verschie-
bungen bedrohen den Zusammenhalt der Union so stark wie niemals zuvor. 
Die Pandemie könnte daher ein Gelegenheitsfenster zur Durchsetzung von 
Bausteinen eines sozialen Europas darstellen, da sie auf europäischer Ebene 
eine offene Situation geschaffen hat (Schneider/Syrovatka 2020). Die derzeiti-
ge Aussetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts und die Einigung auf das 
EU-Investitionsprogramm NextGenerationEU sind Indikatoren für Konflikte 
im europäischen Machtblock, die wiederum Möglichkeitsräume für progres-
sive Interventionen schaffen können. Auch die aktuellen Diskussionen über 
eine Reform oder sogar über eine Abschaffung des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts zeugen von der offenen Situation in der EU, in der viel von der 
Strategie und der projektspezifischen Taktik progressiver Akteure abhängt. 
Daher bleibt abzuwarten, ob die soziale Offensive der EU am Ende zu einem 
realen sozialpolitischen Fortschritt auf europäischer Ebene führen wird.
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